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Neues Sicherheitsdienstleistungsgesetz:  
Branche, Staat und Bürger profitieren
Mit rund 267.000 Beschäftigten hat die Sicherheitswirtschaft fast zur Polizei aufgeschlossen. Speziell beim Wirtschaftsschutz sind die 
Dienstleister zentraler Player. Aktuell steht die Branche vor wichtigen Umbrüchen. Seit 1. Juli gehört sie erstmals zum Zuständigkeits-
bereich des Bundesministeriums des Innern (BMI). Gleichzeitig steht ein eigenes Sicherheitsdienstleistungsgesetz (SDLG) vor der Tür.

„Die Ressortvereinbarung zwischen BMI  
und dem bisher zuständigen Bundeswirt-
schaftsministerium ist geschlossen, der 
grobe Zeitplan steht“, unterstreicht  
Fritz Rudolf Körper, Mitglied des KÖTTER 
Sicherheitsbeirates und Staatssekretär  
a. D. „Zudem sind die Personalmaßnahmen 
im BMI getroffen, um das Gesetzgebungs-
verfahren anzugehen. Beginnend mit 
kurzfristig geplanten Workshops zu zen-
tralen Inhalten unter Einbindung u. a. von 
Unternehmens- und Verbandsvertretern bis 
zum Ziel der Realisierung noch in dieser 
Legislaturperiode.“

„Vom SDLG werden unsere Branche, Staat 
und Bürger gleichermaßen profitieren“, sagt 
Volker Hofmann, Prokurist und Leiter der 
Abteilung Recht der KÖTTER GmbH &  
Co. KG Verwaltungsdienstleistungen. 
„Indem auch der Rechtsrahmen künftig mit 
der längst gewachsenen Bedeutung der  
Sicherheitswirtschaft Schritt hält sowie  
ihre Qualität und Verlässlichkeit forciert,  
ergeben sich neue Chancen für verstärkte  
Kooperationen von Sicherheitsbehörden 
und privaten Dienstleistern.“ Und damit 
eine nachhaltige Stärkung der inneren 
Sicherheit, indem die staatlichen Kräfte  

z. B. beim qualitativen Objektschutz  
öffentlicher Einrichtungen entlastet werden 
und sich stärker auf die Kriminalitäts-
bekämpfung konzentrieren können. „Dies 
ist in anderen Ländern schon seit Jahren 
Standard und entspricht darüber hinaus 
dem vom europäischen Dachverband der 
Sicherheitswirtschaft CoESS entwickelten 
neuen Sicherheitskontinuum. Dessen Ziel 
ist es, durch Public Private Partnership die 
Widerstandsfähigkeit bei Wirtschaftsschutz, 
öffentlicher Sicherheit etc. in einem sich 
ständig wandelnden Bedrohungsumfeld zu 
verbessern.“



Höhere Anforderungen und mehr Qualität – 
Kettenbeauftragungen durchbrechen
Herr Körper. Die Mitte Juni erfolgte  
Ankündigung von Bundesinnenminister 
Horst Seehofer, wonach das BMI ab 1. Juli 
für die Sicherheitswirtschaft zuständig sein 
werde, kam für viele Beobachter zeitlich 
überraschend. 
Fritz Rudolf Körper: Tatsächlich hatte,  
abgesehen von den Eingeweihten im BMI, 
zu dem Zeitpunkt kaum jemand mit dieser 
Entscheidung gerechnet – für das Ministe-
rium ist so alles perfekt gelaufen. Mit dem 
Zuständigkeitswechsel hat die Bundesregie-
rung ihr seit Längerem gegebenes Verspre-
chen eingelöst – und die Branche damit 
einen riesigen Schritt vorangebracht. 

Warum hat der Wechsel eine so große 
Bedeutung für die Sicherheitswirtschaft?
Körper: Es sind im Wesentlichen drei 
Punkte. Erstens: Indem die Branche unter 
das Dach des BMI kommt, wächst ihre 
Anerkennung. Zweitens: Die Anforderungen 
an Qualität und Zuverlässigkeit werden 
unter BMI-Verantwortung steigen – womit 
Deutschland dem Beispiel unserer Nach-
barstaaten folgt, in denen mit Ausnahme 
Österreichs die Sicherheitswirtschaft dem 
Innen- oder Justizressort zugeordnet ist. 
Drittens: Der Wechsel bildet die zentrale 
Grundlage für die Schaffung eines Sicher-
heitsdienstleistungsgesetzes, kurz SDLG, 
also die gemäß Koalitionsvertrag von der 
Bundesregierung noch für diese Legislatur-
periode zugesagte Neuregelung des Rechts-
rahmens für die Sicherheitsbranche. Erst 
wenn dies erfolgt, kann von einer grundle-
genden Entscheidung gesprochen werden.

Trotz Ressortwechsel steht also noch die 
konkrete Umsetzung neuer Rechtsgrund-
lagen für das Sicherheitsgewerbe an? 
Volker Hofmann: Korrekt. Denn ein solcher 
Ressortwechsel verändert ja nicht auto-
matisch den Rechtsrahmen. Heißt: Die 
Sicherheitswirtschaft unterliegt aktuell 
weiterhin einem gesetzlichen Flicken-
teppich. Primäres Regelwerk ist dabei die 
mehr als 90 Jahre alte Gewerbeordnung, 
die der wichtigen Rolle unserer Branche 
etwa beim Schutz kritischer oder sensibler 
Infrastrukturen wie dem Öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) oder Aufnahmeein-
richtungen genauso wenig gerecht wird wie 
dem rasant wachsenden Einsatz techni-
scher und digitaler Komponenten sowie den 
sich daraus ergebenden Know-how-Anfor-
derungen an die Mitarbeiter. Hinzu kommen 

weitere gesetzliche Regelungen, z. B. das 
Atomgesetz, das Luftsicherheitsgesetz oder 
die Bewachungsverordnung. Diese Unein-
heitlichkeit zu überwinden oder zumindest 
stärker zu harmonisieren, sollte das weitere 
Ziel des bundeseinheitlichen Sicherheits-
dienstleistungsgesetzes sein. Sprich: Es 
geht also gleichfalls um die Definition des 
Anwendungsbereiches der neuen Gesetzge-
bung, was übrigens auch die noch zu the-
matisierenden Inhouse-Tätigkeiten betrifft.

Es steht folglich ein großer Wurf im Raum, 
der die Branche erheblich verändern soll ...
Körper: Verändern muss! Denn wem an 
einer wirklichen Weiterentwicklung unserer 
Sicherheitsarchitektur und damit der 
inneren Sicherheit gelegen ist, kann den 
bestehenden Rechtsrahmen keinesfalls 

länger so belassen. Hiervon ist auch die 
Bundesregierung überzeugt und will der Si-
cherheitswirtschaft mit dem SDLG stärkeres 
Gewicht verleihen, indem sich Qualität und 
Struktur in der Branche verändern.

Welche Anforderungen stehen mit Blick 
auf die Unternehmen im Fokus?
Körper: Grundvoraussetzung ist, dass 
jeder, der als Sicherheitsunternehmer tätig 
werden möchte, seine Zuverlässigkeit ohne 
Abstriche darlegen muss und diese von 
den Ordnungsbehörden ab Antragstellung 
fortlaufend und eigenständig überprüft wird. 
Dies betrifft in gleichem Maße die weitere 
Leitungsebene. Ist also z. B. ein Insolvenz-
verfahren anhängig, ist die Zulassung zu 
untersagen. Weiteres zentrales Kriterium 
ist der Nachweis entsprechender Finanz-, 
Personal- und Sachmittel, die die notwen-
dige Leistungsfähigkeit des Unternehmens 
gewährleisten. Darüber hinaus geht es um 
die Schaffung bundeseinheitlich geltender 
Ausbildungs- und Prüfungsstandards – bei 
Unternehmern wie bei Beschäftigten.

Was wünschen Sie sich bei der Qualifika-
tion für künftige Sicherheitsunternehmer?
Hofmann: Hier ist mindestens ein 160- 
stündiger Qualifikationsnachweis erforder-
lich, der mit einer mündlichen und schrift-
lichen Prüfung endet. Die Fachkunde ist 
ebenfalls gegeben, wenn die Repräsentan-
ten des Unternehmens eine erfolgreiche 
Ausbildung als Fachkraft/Meister für Schutz 
und Sicherheit absolviert haben oder einen 
entsprechenden Hochschulabschluss 
vorweisen können, z. B. in Rechts- oder 
Wirtschaftswissenschaften. Alle genannten 
Anforderungen sollten nicht allein für 
klassische Sicherheitsunternehmer gelten, 
sondern u. a. auch für Betreiber von Notruf- 
und Serviceleitstellen, Sicherheitsberater 
und -makler sowie Kontraktoren.

Fritz Rudolf Körper
Fritz Rudolf Körper (Foto), Staatsse-
kretär a. D., war über zwei Jahrzehnte  
Bundestagsmitglied. Als Parlamen- 
tarischer Staatssekretär von Bundes-
innenminister Otto Schily prägte er 
zwischen 1998 und 2005 die Innen-
politik unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder. Anschließend war der  
65-Jährige stellvertretender Vorsit-
zender der SPD-Bundestagsfraktion 
und u. a. Mitglied im Parlamentari-
schen Kontrollgremium. Er verfügt 
damit über umfassende Erfahrun-
gen mit Blick auf die Kooperation 
von staatlichen Institutionen und 
Privatwirtschaft.

„Die Bundesregierung will 
der Sicherheitswirtschaft 
stärkeres Gewicht verlei-
hen, indem sich Qualität 
und Struktur in der Branche 
nachhaltig verändern.“ 

Fritz Rudolf Körper



Und wie sieht es hier mit Blick auf die fast 
270.000 Sicherheitsbeschäftigten aus?
Hofmann: Ein Berufseinstieg ohne Nach-
weis eines Schulungserfolges ist unzurei-
chend. Daher muss die aktuell geltende 
Unterrichtung, die allein die Anwesenheit 
des Teilnehmers ohne abschließenden 
Test des Lernerfolges erfordert, generell 
durch die Sachkundeprüfung abgelöst 
werden. Zuzulassen zu dieser Sachkunde-
prüfung sind nur Absolventen, die über ein 
Führungszeugnis ohne Einträge verfügen. 
Generell sind im Rahmen der Zuverlässig-
keitsklärung der Sicherheitsbeschäftigten 
die Führungszeugnisse laufend und eigen-
ständig durch die Ordnungsbehörden zu 
überprüfen. Und das auch bei Angestellten, 
die anders als die gewerblichen Mitarbeiter 
zwar nicht beim Kunden tätig sind, jedoch 
Zugriff auf sensible Kunden- oder Personal-
daten haben. Darüber hinaus ist noch ein 
weiterer Aspekt von entscheidender Bedeu-
tung: Das erworbene Wissen muss durch 
Fortbildungen regelmäßig auf den neuesten 
Stand gebracht werden.

Bei kritischen Infrastrukturen wie dem 
ÖPNV reicht dies aber sicher nicht aus.
Hofmann: Das stimmt. Für den Schutz 
kritischer und sensibler Infrastrukturen ist 
der Nachweis speziellerer Qualifikationen 
erforderlich. Entsprechende Regelungen 
gibt es z. B. bereits im Atomgesetz mit Blick 
auf die Absicherung von Kernkraftwerken 
oder im Luftsicherheitsgesetz zu den 
Sicherheitsaufgaben an Verkehrsflughäfen. 
Derartige Vorgaben sind auch für andere 
kritische Infrastrukturen und sensible Ob-
jekte wie den von Ihnen angeführten ÖPNV 
und Flüchtlingsunterkünfte oder auch im 
Veranstaltungssektor zu schaffen.

Und was ist mit den Inhouse-Tätigkeiten?
Körper: Auch diese müssen dem Anwen-
dungsbereich des SDLG unterliegen. Es 
ist irrelevant, ob der Mitarbeiter für einen 
Dienstleister oder z. B. direkt für einen Sta-
dionbetreiber tätig ist, der seine Sicherheit 
in Eigenregie erbringt. Die Anforderungen 
an das Personal müssen in beiden Konstel-
lationen gleichermaßen gelten.  

Speziell die Corona-Krise hat noch ein ganz 
anderes Problem offenbart: die alleinigen 
Unterrichtungsverfahren der IHKs ... 
Hofmann: Das beschriebene Problem von 
Ausbildungs- und Prüfungsengpässen be-
stand in vielen Regionen schon weit vor 
der Corona-Krise, hat sich in deren Zuge 
aber weiter verschärft. Denn Einzelhandel, 
Gesundheitswesen, Industrie etc. benö-
tigten händeringend zusätzliches Personal. 
Da die IHKs aber gleichzeitig während des 
Shutdowns ihre Kurse und Prüfungen aus-

setzten, kamen keine neuen Mitarbeiter 
mehr nach. Um solchen Engpässen dauer-
haft vorzubeugen, ist das Ausbildungsan-
gebot insbesondere trägerseits zu erweitern 
um vom Bundesverband der Sicherheits-
wirtschaft (BDSW) anerkannte und zertifi-
zierte Fortbildungsinstitute und Akademien.

Zum „Nulltarif“ sind die höheren Standards 
nicht umsetzbar. Wie ist dies zu lösen?
Hofmann: Wir brauchen zwingend eine 
stärkere Qualitätsgewichtung bei Ausschrei-
bungen und Vergaben. Dies ist bei entspre-
chendem politischen Willen recht einfach 
umsetzbar. Auch hier muss Deutschland 
dem Beispiel europäischer Nachbarn wie 
etwa Spanien folgen und das Bestbieter-
prinzip zum verbindlichen Vergabekriterium 
machen. Dieses beinhaltet, dass statt dem 
billigsten Preis qualitative Kriterien zum 
entscheidenden Faktor werden. Sicherheit, 
Compliance, Qualität und Vertrauen bei 
der Dienstleistungsumsetzung sind dabei 
die Maßstäbe! Für die praxisnahe Umset-
zung können Auftraggeber auf das bereits 

vor mehr als 20 Jahren vom europäischen 
Dachverband der Sicherheitswirtschaft 
CoESS und dem europäischen Gewerk-
schaftsbund UNI-Europa entwickelte und 
2015 aktualisierte Bestbieterhandbuch 
zurückgreifen. Klar ist: Je kritischer das zu 
sichernde Objekt ist, desto höher müssen 
die Anforderungen an Qualifikation und 
Referenzen sein. Eine generelle Qualitäts-
gewichtung von mindestens 60 % erscheint 
angemessen. 

Und was ist mit Subunternehmern? 
Körper: Zunächst einmal gilt: Mit Sicher-
heitsdienstleistungen darf nicht spekuliert 
werden! Deshalb dürfen nur entsprechend 
befähigte Sicherheitsunternehmen solche 
Aufgaben überhaupt selbst erbringen oder 
vertraglich versprechen. Dagegen sind 
Unternehmen ohne eigene erforderliche  
Zulassungen, die wie ein Generalunter-
nehmer Sicherheitsdienstleistungen ledig-
lich weitervermarkten, von der Vergabe 
grundsätzlich auszuschließen. Auch hier 
lohnt ein Blick ins Ausland – etwa nach 
Spanien und Portugal.

... aber nochmal zurück zum Thema ... 
Körper: Beim Nachunternehmer-Einsatz gibt 
es zwei wesentliche Aspekte. Erstens: Ket-
tenbeauftragungen, also die „Weiterversub-

bung“ von einem zum nächsten Nachunter-
nehmer, sind gesetzlich auszuschließen. 
Zweitens: Jedes Sicherheitsunternehmen 
muss nach außen erkennbar mit auf sich 
lautenden Dienstausweisen und in der 
Regel eigener Dienstkleidung tätig sein.    

Ohne strikte Kontrolle wird das aber nichts.
Hofmann: Eine so düstere Aussicht will ich 
nicht zeichnen. Aber richtig ist, dass Geset-
zesverstöße ordnungsrechtlich zu sanktio-
nieren sind. Dies setzt eine adäquate Kon-
trolldichte und eigens hierfür geschultes 
Personal der Ordnungsbehörden voraus. 
Hier muss der Staat zu entsprechenden 
Investitionen bereit sein. Auch die Auftrag-
geber sind in der Pflicht: Sie müssen die 
Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen 
nach der Vergabe strikt kontrollieren, am 
besten durch regelmäßige Audits. 

Das Interview führte Carsten Gronwald, 
Pressesprecher der KÖTTER GmbH & Co. KG 
Verwaltungsdienstleistungen.

Volker Hofmann
Volker Hofmann (Foto) ist Leiter der  
Abteilung Personalwesen/Recht der 
zur KÖTTER Unternehmensgruppe 
gehörenden KÖTTER Verwaltungs-
dienstleistungen und − gemeinsam 
mit Martina Kötter – Geschäfts- 
führer der KÖTTER Akademie GmbH &  
Co. KG, die an zwölf Standorten 
Bildungs- und Recruitingzentren 
betreibt. Der 49-Jährige studierte 
Rechtswissenschaften in Bochum 
und ist Fachanwalt für Arbeitsrecht. 
Seine Schwerpunkte liegen neben der 
juristischen Betreuung der operativen 
Gesellschaften u. a. in den Bereichen 
strategische Personalentwicklung und 
-rekrutierung.

„Das Ausbildungsangebot  
insbesondere trägerseits  
ist zu erweitern.“ 

Volker Hofmann



  Mitarbeiter, Umsatz, Unternehmen
- Rund 267.000 Beschäftigte 
- 9,14 Milliarden Euro Umsatz
- 6.100 Unternehmen
(Quelle: BDSW – Bundesverband der Sicherheitswirtschaft
Geschäftsbericht 2019)

  Aus- und Weiterbildung
- 3.800 Auszubildende
- BDSW-zertifizierte Akademien
(Quelle: BDSW-Geschäftsbericht 2019)

  Wichtige Tätigkeitsfelder 
im öffentlichen Sektor
- Qualitativer Objektschutz für öffentliche Gebäude 
- Schutz von Aufnahmeeinrichtungen
- Sicherheit und Service im ÖPNV
- Sicherheit bei öffentlichen Veranstaltungen
- Justizdienstleistungen und Flughafensicherheit
- Sicherheits- und Ordnungspartnerschaften
(ausgewählte Beispielfelder)

Zahlen und Fakten 
zur Sicherheitsbranche
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